
 

 

G E M E I N D E A M T 

G R I N S 
6591 BEZIRK LANDECK 

TIROL∙TEL. 0 54 42/6 20 55 

FAX: 0 54 42/6 20 55 17 
 

E - MAIL: GEMEINDE @ GRINS. TIROL. GV. AT 

             Grins, den 06.03.2019 
 

Auszug aus dem Sitzungsprotokoll vom 27.02.2019 
 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 27.02.2019 folgende Beschlüsse gefasst: 
 

Tagesordnung 
 

1. Eröffnung, Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung 

1a. Beratung und Beschlussfassung über die Verlegung der Lichtwellenleitung (LWL) in der Gemeinde Grins 

2. Tätigkeitsbericht des Bürgermeisters und Vizebürgermeisters sowie Obmann des Bauausschusses 

3. Beratung und Beschlussfassung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes „A25/E1 Außerdorf 7 – Grinnerhof“ 

4. Beratung und Beschlussfassung über eine Förderung zur Ortsbildpflege 

5. Beratung und Beschlussfassung über Änderung der Vereinbarung und Satzung des Gemeindeverbandes zur Förde-

rung des Krankenhaus St. Vinzenz, Zams 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Übernahme der Richtlinie für die Mietzins- und Annuitätenbeihilfe des Lan-

des Tirol 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Benützung der Bodenaushupdeponie der Gemeinde Grins 

8. Beratung und Beschlussfassung über den Standort und die Übernahme der jährlichen Wartungskosten für die An-

schaffung eines Defibrillators durch den Pflegeverein Grins 

9. Anfragen, Anträge, Allfälliges 

 

Erledigung 
 

Zu Pkt. 1: Die Niederschrift der letzten Gemeinderatssitzung wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen und 

unterfertigt. Der Bürgermeister stellt an den Gemeinderat den Antrag, um die Aufnahme eines weiteren 

Tagesordnungspunkt 1a, dieser wird einstimmig angenommen. 
 

Zu Pkt. 1a: Bgm. Lutz berichtet, dass auf seine Initiative ein Gespräch mit den kaufmännischen und technischen 

Geschäftsführern der Firma TIGAS stattgefunden hat. Nun hat die Firma TIGAS zugesagt, dass eine 

Erdgastrasse nach Grins gelegt wird. Im Zuge dessen könnte die Gemeinde Grins diese einmalige Mög-

lichkeit nützen und ein Glasfaserkabel kostengünstig nach Grins mitverlegen. Zu diesem Tagesord-

nungspunkt wurde Herr Ing. Walter Handle und sein Mitarbeiter Raphael Pale eingeladen. Herr Ing. 

Handle von der Firma „LWL Competence Center“ aus Landeck präsentiert dem Gemeinderat den mög-

lichen Ausbau des Glasfasernetzes in der Gemeinde Grins. 
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Auftrag für die Planung und Errichtung einer nachthaltigen 

LWL-Infrastruktur laut Angebot in Höhe von Netto € 7.800,00 der Firma LWL-Competence Center 

GmbH, Bruggfeldstraße 5, 6500 Landeck zu vergeben. Weiters beschließt der Gemeinderat einstimmig 

den Auftrag der Firma AEP Planung und Beratung GmbH für die Ingenieurleistungen (Detailprojektie-

rung – Trassierung, Bauaufsicht, Baustellenkoordination sowie Leitungsevidenz, Bestandspläne) für 

den geplanten Breitbandausbau laut Angebot in Höhe von Netto € 8.662,50 zu erteilen. 
 

Zu Pkt. 2: Der Gemeinderat nimmt den Tätigkeitsbericht des Bürgermeisters & Vizebürgermeisters zur Kenntnis. 
 

Zu Pkt. 3: Bgm. Thomas Lutz berichtet, dass die Eigentümer vom Grinnerhof einen neuen Einreichplan im Ge-

meindeamt eingereicht haben. Da das eingereichte Bauvorhaben zum Teil dem rechtskräftigen Bebau-

ungsplan widerspricht ist eine Änderung des Bebauungsplanes erforderlich. Bgm. Lutz zeigt dem Ge-

meinderat die Pläne und den Entwurf des neuen Bebauungsplans.  
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig gemäß § 71 Abs. 1 iVm § 66 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsge-

setz 2016 – TROG 2016, LGBl. Nr. 101, den vom Planungsbüro proALP ZT-GmbH ausgearbeiteten 

Entwurf über die 2. Änderung des Bebauungsplanes „A25/E1 Außerdorf 7 – Grinnerhof“ vom 

11.01.2019, Zahl: 2aend_bp_b25.mxd, durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme 

aufzulegen. Die 4-wöchige Auflage erfolgt vom 28.02.2019 bis einschließlich 28.03.2019. 

Die maßgeblichen Unterlagen – Verordnungstext, Pläne, Erläuterungsbericht – liegen während der Auf-

lagefrist zu den Amtsstunden mit Parteienverkehr im Gemeindeamt Grins zur Einsichtnahme auf.  
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Gleichzeitig wurde gemäß § § 66 Abs. 2 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung des gegenständ-

lichen Bebauungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Aufle-

gungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 

oder Stelle abgegeben wird. 

Gemäß § 66 Abs. 1 TROG 2016 haben Personen, die in der Gemeinde  ihren Hauptwohnsitz haben und 

Rechtsträger, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, das Recht, bis spätes-

tens eine Woche nach Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zu den aufgelegten Ände-

rungen des Entwurfs abzugeben. 
 

Zu Pkt. 4: Bgm. Lutz berichtet, dass seit Jahren keine Anpassung bei der Subvention zur Förderung der Ortsbild-

pflege stattgefunden hat, deshalb schlägt Bgm. Lutz vor, die derzeitige Subvention in Höhe von 10% 

auf 14% anzuheben. 
 

 Der Gemeinderat beschließt einstimmig die derzeitige Subvention zur Förderung der Ortsbildpflege in 

Höhe von 10% auf 14% zu erhöhen. Diese Subvention wird allen Hausbesitzern von Grins jährlich 

anhand des Wasserverbrauches lt. Verbrauchszähler für die Ortsbildpflege gewährt. 
 

Zu Pkt. 5: Bgm. Thomas Lutz berichtet, dass im Strukturplan Pflege 2012 – 2022 für die Bezirke Imst und Landeck 

Einrichtungen für die Übergangspflege und für die Schwerpunktpflege vorgesehen sind. Deshalb wurde 

die bestehende Vereinbarung um diese Bereiche erweitert und in der Satzung die Aufbringung der Mittel 

vorgesehen. Bgm. Thomas Lutz stellt an den Gemeinderat den Antrag die Vereinbarung und Satzung 

des Gemeindeverbandes zur Förderung des Krankenhaus St. Vinzenz, Zams, zu ändern und zu erlassen. 
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Grins beschließt mit 13 Stimmen gegen 0 Stimmen die Vereinbarung 

und Satzung des Gemeindeverbandes zur Förderung des Krankenhaus St. Vinzenz, Zams, wie folgt zu 

ändern und zu erlassen: 
I. V E R E I N B A R U N G 

(1) Die Gemeinden der Bezirke Imst und Landeck, das sind die Gemeinden Arzl i.P, Faggen, Fendels, Fiss, Fließ, 

Flirsch, Galtür, Grins, Haiming, Imst, Imsterberg, Ischgl, Jerzens, Kappl, Karres, Karrösten, Kaunerberg, Kauner-

tal, Kauns, Ladis, Landeck, Längenfeld, Mieming, Mils b. Imst, Mötz, Nassereith, Nauders, Obsteig, Oetz, Pettneu 

a.A., Pfunds, Pians, Prutz, Ried i.O., Rietz, Roppen, St. Anton a.A., St. Leonhard i.P., Sautens, Schönwies, See, 

Serfaus, Silz, Sölden, Spiss, Stanz b.L., Stams, Strengen, Tarrenz, Tobadill, Tösens, Umhausen, Wenns und Zams 

vereinbaren gemäß § 129 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, einen Gemeindeverband zu bilden. 

(2) Der Gemeindeverband trägt den Namen „Gemeindeverband zur Förderung des Krankenhauses St. Vinzenz, 

Zams, sowie zur Errichtung, Betrieb und Erhaltung der Schwerpunkt- und Übergangspflegeeinrichtung für die 

Bezirke Imst und Landeck“, wobei kurzgefasst derselbe „Gemeindeverband St.Vinzenz“ bezeichnet wird. Er hat 

seinen Sitz in Zams. 

(3) Der Gemeindeverband ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts. 

(4) Der Gemeindeverband hat folgende Aufgaben: 

a) die Vertretung der Interessen der Gemeinden der Bezirke Imst und Landeck gegenüber der Kongregation der 

Barmherzigen Schwestern des Hl. Vinzenz von Paul als dem Rechtsträger des allgemeinen öffentlichen Kranken-

hauses St. Vinzenz, Zams;  

b) die Leistung von allenfalls erforderlichen Zuschüssen zu dem sich aus dem Betrieb des Krankenhauses Zams 

ergebenden Abgang und die Leistung von allenfalls erforderlichen Zuschüssen zu Investitionen für das Kranken-

haus St. Vinzenz, Zams; 

c) die Errichtung, der Betrieb und die Erhaltung einer Schwerpunkt- und Übergangspflegeeinrichtung für die Be-

zirke Imst und Landeck. 
 

II. SATZUNG DES GEMEINDEVERBANDES 

Für diesen Gemeindeverband wird folgende Satzung erlassen: 
 

§ 1 Organe 

(1) Die Organe des Gemeindeverbandes sind: 

a) die Verbandsversammlung, 

b) der Verbandsausschuss, 

c) der Verbandsobmann. 

d) ein Vertreter der Bediensteten des Gemeindeverbandes  
 

§ 2 Verbandsversammlung 

(1) Gemäß § 135 Absatz 1 TGO besteht die Verbandsversammlung aus dem Verbandsobmann und dessen Stell-

vertreter sowie den Bürgermeistern der dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden. 

(2) Die Bürgermeister werden im Falle ihrer Verhinderung durch die Bürgermeister-Stellvertreter der Reihe nach 

und bei deren Verhinderung durch das jeweils älteste der übrigen Mitglieder des Gemeindevorstandes vertreten. 

(3) Der Verbandsversammlung obliegt die Beschlussfassung in allen Angelegenheiten des Gemeindeverbandes, 

die nicht vom Verbandsobmann zu besorgen sind. Jedenfalls zuständig ist sie für:  

a) Die Wahl des Verbands-Obmannes und seines Stellvertreters, 

b) die Wahl der Mitglieder des Verbandsausschusses, 

c) die Erlassung und die Änderung der Satzung nach Maßgabe des § 133 Abs. 2 TGO 2001, 
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d) die Festsetzung des Voranschlages und die Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss, 

e) die Wahl der Mitglieder des Überprüfungsausschusses, 

f) die Beschlussfassung darüber, ob Vorauszahlungen nach § 141 Abs. 4 TGO 2001 zu entrichten sind. Ebenso 

darüber, in welcher Höhe, in welcher Anzahl und mit welcher Fälligkeit solche Vorauszahlungen vorgeschrieben 

werden. 

(4) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und 

der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter und insgesamt mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. 

Wird diese Anzahl nicht erreicht, so ist innerhalb von zwei Wochen eine weitere Sitzung einzuberufen, die ohne 

Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Zu einem gültigen Beschluss und zu einer 

gültigen Wahl ist die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich. 

(5) Die Verbandsversammlung kann mit Ausnahme der in Abs. 3 lit. a) bis f) genannten Angelegenheiten die 

Beschlussfassung zu den nachfolgend genannten Angelegenheiten des Gemeindeverbandes dem Verbandsaus-

schuss übertragen: 

  Entscheidung über die Begründung oder Beendigung von Dienst-, Arbeits- und Ausbildungsverhältnissen. 
 

§ 3 Verbandsausschuss 

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbandsobmann, seinem Stellvertreter und acht weiteren Mitglie-

dern. Vier Ausschussmitglieder werden auf Vorschlag der Bürgermeister aus dem Bezirk Landeck aus ihrer Mitte 

gewählt, vier Ausschussmitglieder werden auf Vorschlag der Bürgermeister aus dem Bezirk Imst aus ihrer Mitte 

gewählt. Die Mitglieder werden jeweils auf sechs Jahre gewählt. Für jedes Ausschussmitglied – mit Ausnahme 

des Obmanns und seines Stellvertreters ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu wählen, wobei die Bürgermeis-

ter des Bezirkes Landeck aus ihrer Mitte vier Ersatzmitglieder und die Bürgermeister des Bezirkes Imst aus ihrer 

Mitte vier Ersatzmitglieder, wiederum jeweils auf sechs Jahre, zu wählen haben. 

(2) Dem Verbandsausschuss obliegen: 

a) die Vorberatung und Antragstellung in allen der Verbandsversammlung obliegenden Angelegenheiten und 

b) die Beschlussfassung in den Angelegenheiten, welche ihm von der Verbandsversammlung übertragen wurden. 

(3) Der Verbandsausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und der 

Verbandsobmann oder sein Stellvertreter und so viele Mitglieder anwesend sind, dass die Anzahl der stimmbe-

rechtigten Mitglieder mindestens fünf beträgt. Zu einem gültigen Beschluss des Verbandsausschusses ist eine 

Mehrheit von drei Viertel (3/4) der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erforderlich.   
 

§ 4 Verbandsobmann 

(1) Dem Verbandsobmann obliegen: 

a) die Einberufung der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses, 

b) der Vorsitz in der Verbandsversammlung und im Verbandsausschuss, 

c) die Vollziehung der Beschlüsse der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses sowie die Besorgung 

aller zur laufenden Geschäftsführung gehörenden Angelegenheiten, 

d) die Vertretung des Gemeindeverbandes nach außen. In Angelegenheiten, in denen die Beschlussfassung der 

Verbandsversammlung oder dem Verbandsausschuss obliegt, jedoch nur im Rahmen entsprechender Beschlüsse, 

e) die Leitung der Geschäftsstelle des Gemeindeverbandes, 

f) die Erstellung des Entwurfes des Voranschlages und die Erstellung des Rechnungsabschlusses sowie deren Vor-

lage an die Verbandsversammlung. 
 

§ 5 Geschäftsstelle 

Zur Unterstützung der Organe des Gemeindeverbandes ist eine Geschäftsstelle einzurichten. Ist ein Bürgermeister 

der verbandsangehörenden Gemeinden Verbandsobmann, so gilt für die Festlegung der Geschäftsstelle, dass diese 

im Gemeindeamt des jeweiligen Bürgermeisters und in allen übrigen Fällen bei der Gemeinde Zams einzurichten 

ist. 
 

§ 6 Überprüfungsausschuss 

Der Überprüfungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern, welche Mitglieder des Gemeinderates der jeweiligen 

Verbandsgemeinden sein müssen. Sie sollten aus unterschiedlichen Verbandsgemeinden stammen. Die Mitglieder 

werden auf 6 Jahre gewählt. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu wählen, wobei diese ebenso Mitglieder 

des Gemeinderates der jeweiligen Verbandsgemeinden sein müssen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 

138 TGO 2001. 
 

§ 7 Aufbringung der Mittel  

Zur Deckung des durch Einnahmen nicht gedeckten Aufwandes, der dem Verband aus der Erfüllung seiner Auf-

gaben erwächst, haben die Verbandsgemeinden an den Verband folgende Beiträge zu leisten: 

(1) Investitionsbeiträge zur Deckung des Aufwandes für die Errichtung und Erweiterung der Verbandsanlage. Un-

ter Errichtungsaufwand sind zu verstehen: die Kosten für einen allfälligen Grunderwerb, die Planung und die Bau-

kosten, sowohl bei der Ersteinrichtung der Verbandsanlagen als auch für laufende Erweiterungsbaumaßnahmen. 

(2) Schuldendienstbeiträge zur Deckung des Aufwandes für die Beschaffung, die Verzinsung und Rückzahlung 

der Finanzierung des Errichtungsaufwandes nach (1) aufgenommenen Darlehen sowie der Aufwand für die Bil-

dung allfälliger Rücklagen.  

(3) Betriebsbeiträge zur Deckung des Aufwandes des Verbandes für die Verbandsverwaltung, für den Betrieb und 

die Erhaltung der Verbandsanlagen. 
 

A) Für den Verwendungszweck Förderung des Krankenhaus St. Vinzenz, Zams, nach Pkt. I Abs. 4 lit. b) der 

Vereinbarung gilt: 



 4 

Die Beiträge gem. (1), (2) und (3) sind von den dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden unter sinnge-

mäßer Anwendung der Bestimmungen des § 5 Abs. 2) des Tiroler Gesundheitsfondsgesetz TGFG i.V.m § 21 Abs. 

5 Tiroler Mindestsicherungsgesetz TMSG LGBl.Nr. 99/2010 aufzubringen (Berechnung nach Finanzkraft II).  
 

B) Für den Verwendungszweck Übergangspflegeeinrichtung nach Pkt. I Abs. 4 lit. c) der Vereinbarung gilt: 

Die Beiträge gem. (1) und (2) sind von den dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden unter sinngemäßer 

Anwendung der Bestimmungen des § 5 Abs. 2) des Tiroler Gesundheitsfondsgesetz TGFG i.V.m § 21 Abs. 5 

Tiroler Mindestsicherungsgesetz TMSG LGBl.Nr. 99/2010 aufzubringen (Berechnung nach Finanzkraft II).  
 

Die durch Einnahmen nicht gedeckten Betriebsbeiträge gem. (3) sind von den dem Gemeindeverband angehören-

den Gemeinden im Verhältnis der erzielten Belegstage der Bewohner der Verbandsgemeinden auf zu teilen. Zah-

lungspflichtig sind jene Verbandsgemeinden, in denen die Bewohner unmittelbar vor ihrer Aufnahme ihren or-

dentlichen Wohnsitz hatten. 
 

C) Für den Verwendungszweck Schwerpunktpflegeeinrichtung nach Pkt. I Abs. 4 lit. c) der Vereinbarung gilt: 

Die Beiträge gem. (1), (2) und (3) sind von den dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden unter sinnge-

mäßer Anwendung der Bestimmungen des § 5 Abs. 2) des Tiroler Gesundheitsfondsgesetz TGFG i.V.m § 21 Abs. 

5 Tiroler Mindestsicherungsgesetz TMSG LGBl.Nr. 99/2010 aufzubringen (Berechnung nach Finanzkraft II).  
 

§ 8 Überschuss 
An einem allfälligen Überschuss des Gemeindeverbandes sind die verbandsangehörigen Gemeinden nach dem 

Verhältnis der für das jeweilige Betriebsjahr geltenden Finanzkraft II beteiligt.  
 

§ 9 Haftung  

Dritten gegenüber haften die dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden für dessen Verbindlichkeiten zu 

ungeteilten Hand. 

Untereinander haften die dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden im Verhältnis ihrer jeweiligen Bei-

tragspflicht unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des § 5 Abs. 2) des Tiroler Gesundheitsfondsgesetz 

TGFG, LGBl.Nr. 2/2006 i.V.m § 21 Abs. 5 Tiroler Mindestsicherungsgesetz TMSG LGBl.Nr. 99/2010 (Berech-

nung nach Finanzkraft II).  
 

§ 10 Nachträglicher Beitritt  

Ein Beitritt bedarf eines zustimmenden Beschlusses der Verbandsversammlung. Tritt eine Gemeinde nachträglich 

in den Gemeindeverband ein, so hat sie vom Tag ihres Eintrittes an, Beiträge nach § 7 zu leisten. Wird der Beitritt 

nicht mit dem Beginn eines Kalenderjahres wirksam, so hat die Gemeinde die Beiträge aliquot auf Basis des Ka-

lenderjahres zu leisten. Dabei gilt, dass jedes angefangene Monat als volles Monat verrechnet wird. Außerdem hat 

eine eintretende Gemeinde dem Gemeindeverband einen Beitrag (zu dem vor ihrem Eintritt entstandenen Aufwand 

für Investitionen) zu leisten.  
 

§ 11 Ausscheiden  

Scheidet eine Gemeinde aus dem Gemeindeverband aus, so hat sie keinen wie immer gearteten Anspruch auf 

Erstattung der von ihr eingebrachten Leistungen und verfällt ihr geleisteter Vermögensanteil zugunsten der im 

Gemeindeverband verbleibenden Gemeinden. Die ausscheidende Gemeinde hat außerdem dem Verband allfällige 

aus dem Austritt herrührende Kosten vollumfänglich zu ersetzen. 
 

§ 12 Auflösung und Verwendung des Vermögens 

Im Falle der Auflösung des Gemeindeverbandes gelten die einschlägigen Bestimmungen des § 141 Abs. 5 TGO 

2001. Ein allenfalls verbleibendes Vermögen – sollte dies nicht auf einen Nachfolge-Gemeindeverband übertragen 

werden, ist auf die verbandsangehörenden Gemeinden in jenem Verhältnis aufzuteilen, in dem sie zur Bildung des 

Vermögens beigetragen haben.  
 

§ 13 Aufnahme von zu pflegenden Personen 

(1) Grundsätzlich sind Aufnahmebewerbungen von Gemeindebürgern aus den Verbandsgemeinden zu bevorzu-

gen. Sollten mehrere Ansuchen um Aufnahme aus den Verbandsgemeinden vorliegen und nicht genügend Platz 

vorhanden sein, ist bei Freiwerden eines Heimplatzes jener Person mit der höheren Pflegebedürftigkeit der Vorzug 

zu geben. Im Zweifelsfall hat die Heimleitung diesbezüglich das Einvernehmen mit den betroffenen Verbandsbür-

germeistern herzustellen. 

(2) Sollten die Heimplätz mit Bewohnern aus den Verbandsgemeinden nicht voll ausgelastet sein bzw. werden, 

können auch Bewohner aus Fremdgemeinden aufgenommen werden. 

(3) Über Ansuchen um Aufnahme entscheidet die Heimleitung. 
 

§ 14 Allgemeine Bestimmungen 

Soweit gesetzlich nichts anders bestimmt ist, gelten die Bestimmungen der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO 

2001 sinngemäß.  
 

§ 15 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit dem Tag der Genehmigung durch die Tiroler Landesregierung in Kraft.  
 

Zu Pkt. 6: Bgm. Lutz berichtet, dass die Tiroler Landesregierung die Änderungen der Richtlinie über die Gewäh-

rung der Mietzins- und Annuitätenbeihilfe beschlossen hat. Nun soll jede Gemeinde nach Vorgabe des 

Landes diese Richtlinie beschließen.  
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Der Gemeinderat beschließt einstimmig die vom Land Tirol vorgeschlagene geänderte Bestimmung 

bzw. Richtlinie für die Mietzins- und Annuitätenbeihilfe abzulehnen und die bestehende Richtlinie über 

die Gewährung von Mietbeihilfen in der Gemeinde Grins vom 01.01.2006 beizubehalten. 
 

Zu Pkt. 7: Bgm. Thomas Lutz berichtet, dass jedes Frühjahr bei der Bodenaushupdeponie das Problem auftritt, 

dass die LKW’s beim Transport von Aushub (teilweise Schneebedingt, durchnässter Boden, usw.) ste-

cken bleiben bzw. eine starke Verschmutzung im Dorf (Feinstaub) produzieren. Um diesem Problem 

vorzubeugen, schlägt Bgm. Lutz vor bestimmte Regeln für die Benützung der Bodenaushupdeponie zu 

erlassen. 
 

Der Gemeinderat beschließt mit 12 Stimmen dafür und einer Gegenstimme die unten angeführten 

Punkte bzgl. Benützung der Bodenaushupdeponie der Gemeinde Grins: 

 Die Bodenaushupdeponie kann vom 1. April bis 31. Oktober jeden Jahres von den Gemeindebür-

gern benützt werden. 

 Es dürfen maximal 1.000 m³ pro Aushub auf die Deponie transportiert werden. 

 Je nach Witterung darf der Deponiebetreiber entscheiden, ob die Deponie benützt werden kann.  
 

Zu Pkt. 8: Bgm. Thomas Lutz berichtet, dass der Pflegeverein Grins im heurigen Jahr beabsichtigt einen Defibril-

lator anzukaufen. Dazu ist der Pflegeverein an den Bgm. herangetreten, ob dieser beim Mehrzweckge-

bäude angebracht werden kann und ob die jährlichen Wartungskosten die Gemeinde Grins übernehmen 

könnte. 
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig den neuen Defibrillator beim Mehrzweckgebäude der Ge-

meinde Grins anzubringen. Weiters beschließt der Gemeinderat einstimmig die jährlichen Wartungs-

kosten für den Defibrillator in Höhe von € 300,- inkl. MWST. zu übernehmen. 
 

Zu Pkt. 9: Unter diesem Tagesordnungspunkt wird unter anderem über die massiven Probleme bei der Schneeräu-

mung auf öffentlichen Plätzen und in den Gehsteigbereichen in Graf/Gurnau, Geruchsbelästigung beim 

Lokal „Food Factory“, Bürgerinformation per SMS, Spielplatz in Gurnau, Kirchenfassade, Rundwan-

derweg Eichig, zugewachsene Gehsteige, Öffentliches WC bei der Multifunktionalen Sportanlage usw. 

gesprochen. 
 

Wer sich durch diese Beschlüsse in seinem Recht verletzt fühlt, kann innerhalb der Kundmachungsfrist beim Ge-

meindeamt Grins Beschwerde erheben.  
 

Angeschlagen am: 06.03.2019       Der Bürgermeister 

 

 

Abgenommen am: _________            (Thomas Lutz) 


